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Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zu der Bauleitplanung nehme ich wie folgt Stellung: 
 
Regionalplanung und Raumordnung 
 
Aus Sicht der Regionalplanung und Raumordnung bestehen keine Bedenken gegenüber dem 
Vorhaben. Die Festlegungen der Vorbehaltsgebiete Natur und Landschaft, Forst und Erholung 
werden im aktuellen RROP-Entwurf nicht bestätigt. Die räumliche Bündelung mit einem beste-
henden Vorhaben wird begrüßt, ebenso wie die Inanspruchnahme von Böden mit im landkreis-
weiten Vergleich geringen Bodenfruchtbarkeiten.  
 
Brandschutz 
 
 
Zur 34. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 
Die Löschwasserversorgung für das sonstige Sondergebiet für erneuerbare 
Energien, Zweckbestimmung: Photovoltaik muss gemäß der Information 
„Löschwasserversorgung aus Hydranten in öffentlichen Verkehrsflächen“ der Arbeitsge-

mailto:info@pg-puche.de
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meinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren und des Deutschen Feuerwehrverbandes in Ab-
stimmung mit dem DVGW (Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e. V.) sichergestellt 
werden. 
 
Zum vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 46 „Solarpark Weper-Nord“ 
 
Im Zuge der Erschließung des sonstigen 
Sondergebietes (SOPV) sind aus der Sicht 
des Vorbeugenden Brandschutzes nach-
stehende Punkte zu beachten. 
 
 
1. Im Zuge der Erschließung bzw. der 

Errichtung der Photovoltaikanlage, 
auf einer benötigten Fläche von ca. 
15,5 ha muss in Abstimmung mit der 
Stadt Moringen auch die Löschwas-
serversorgung sichergestellt werden.  

 
2. Hinsichtlich der jederzeit ordnungs-

gemäß und ungehinderte Erreichbar-
keit des Arial für den Brandschutz er-
forderlichen Einsatz von Feuerlösch- 
und Rettungsgeräten sicherzustel-
len, müssen mindestens zwei „Feuerwehrzufahrten“ von der öffentlichen Verkehrsfläche 
gemäß den RiFlFe1 vorhanden sein. Die Detailplanung ist mit dem Stadtbrandmeister 
Pfüller abzustimmen. Die Tore in den Zufahrtsbereichen bzw. evtl. Zugangstüren müssen 
über die Feuerwehrschließung Moringen verfügen. Alternativ ist an den Zugängen die 
Installation eines Feuerwehrschlüsseldepots (FSD) 1 mit der Feuerwehrschließung Mo-
ringen möglich.  

 
3. Werden Trafos bzw. Trafostationen auf dem Baugrundstück errichtet, gilt die Verordnung 

über den Bau von Betriebsräumen für elektrische Anlagen. Daraus ergeben sich brand-
schutztechnische Anforderungen.  

 
4. Im Bereich der v.g. Transformators ist eine Bewegungsfläche gemäß der RiFlFe für min-

destens zwei Einsatzfahrzeuge vorzusehen, die ein unabhängiges Befahren ermögli-
chen.  

 
5. Für die PV-Anlage ist ein Feuerwehrplan auf Grundlage der DIN 14095 in Abstimmung 

mit der Brandschutzprüferin / dem Brandschutzprüfer erforderlich. U.a., sind maßgebli-
che Anlagenkomponenten, die Leitungsführungen von den Modulen zu den Wechselrich-
tern und Transformatoren bis zur Übergabestelle des zuständigen Energieversorgungs-
unternehmens darzustellen.  

 

 
1 Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr (Nds. MBl. Nr. 37q/2012, S. 159) 
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6. In Abstimmung mit dem Stadtbrandmeister ist nach der Inbetriebnahme der Photovolta-

ikanlage eine Ortsbegehung sowie Einweisung in die Anlagentechnik durchzuführen, so-
wie Schulungen zur Brandbekämpfung im Bereich elektrischer Anlagen anzubieten.  

 
7. Aus gegebenen Anlass sollte ein regelmäßiges Beweiden oder Mähen der Fläche erfol-

gen, um eine Minimierung eines möglichen Vegetationsbrandrisikos vorzubeugen (i. d. 
R 2 x p. a.). 

 
Wasserwirtschaft 
 
Grundwasser 
 
Arbeiten, die so tief in den Boden eindringen, dass sie sich unmittelbar oder mittelbar auf die 
Bewegung, die Höhe oder die Beschaffenheit des Grundwassers auswirken können (z. B. 
Bohrungen für die Baugrunduntersuchung, Herstellung von Baugruben und Fundamenten 
etc.), sind dem Landkreis Northeim -Untere Wasserbehörde- einen Monat vor Beginn der Ar-
beiten anzuzeigen (§ 49 Abs. 1 WHG). 
Wird dabei unbeabsichtigt Grundwasser erschlossen, ist dies ebenfalls anzuzeigen (§ 49 
Abs. 2 WHG). 
 
Zur Reinigung der Solarmodule darf nur Wasser ohne Zusätze verwendet werden. 
 
Bei Stilllegung bzw. Aufgabe der Photovoltaikanlage sind sämtliche im Boden und Untergrund 
befindlichen Anlagenteile (z. B. Fundamente, Kabel etc.) vollständig zu entfernen. 
 
Abwasser  
 
Der Oberflächenwasserabfluss darf gemäß § 5 WHG durch das Vorhaben nicht verschärft 
werden, d.h. die Module dürfen nur so groß gewählt werden, dass sich davor keine Entwässe-
rungsgräben etablieren können und ein dauerhafter Bewuchs möglich ist. Es muss sicherge-
stellt sein, dass das anfallende Oberflächenwasser auf der Fläche verbleibt und dort versickert. 
 
AwSV + Leichtflüssigkeitsabscheider (LFA) 
 
Sofern beim Betrieb der Trafostation mit Kraft- und Schmierstoffen, Ölen, Estern oder anderen 
wassergefährdeten Stoffe umgegangen wird, welche als wassergefährdende Stoffe eingestuft 
werden, verweise ich auf die Einhaltung der Grundsatzanforderungen gemäß § 17 Verordnung 
über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) sowie auf die Anforde-
rungen an den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen gemäß § 62 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG). 
Anzeigepflicht gilt für prüfpflichtige Anlagen § 40 AwSV.    (A) 
Sollten PV-Anlagen gereinigt werden, ist das Abwasser aufzufangen und fachgerecht zu ent-
sorgen. 

Öltransformatoren  

Isoliermittel für Transformatoren auf Mineralölbasis nach DIN 57370 sind im Regelfall in die 
Wassergefährdungsklasse (WGK) 1 eingestuft. In besonderen DIN-Sicherheitsdatenblättern 
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ist die chemische und physikalische Charakterisierung der jeweiligen Isoliermittel aufgeführt. 
Im Sinne der Anlagenverordnung AwSV zählen ölgefüllte Transformatoren zu den HBV-Anla-
gen (Anlagen zum Herstellen, Behandeln und Verwenden wassergefährdender Stoffe). Solche 
Transformatoren sind Verwendungsanlagen, in denen der wassergefährdende Stoff "Isolieröl" 
unter Ausnutzung seiner Eigenschaften als Kühl- und lsoliermedium eingesetzt wird. Für den 
Fall eines Austritts von Isoliermittel (Mineralöl) aus dem Transformator ist zu gewährleisten, 
dass es zurückgehalten wird (Auffangwannen).    

Trockentransformatoren  

Trockentransformatoren können ohne zusätzliche bauliche Gewässerschutz-vorkehrungen 
wie Auffang- und Sammelräume aufgestellt werden. Die Oberfläche des Trockentransforma-
tors ist im Betrieb nicht berührungssicher, deshalb sind bei der Aufstellung des Trockentrans-
formators Maßnahmen gegen zufälliges Berühren nötig (entspr. dimensionierte Einhausung). 
Die Kurzzeitüberlastbarkeit ist bei Trockentransformatoren größer als bei Öltransformatoren. 
Die elektrischen Verluste sind bei Trockentransformatoren höher als bei Öltransformatoren.  

Fertigstationshäuser aus Beton werden in der Regel zur Aufstellung von Transformator(-en), 
Wechselrichtern und Schaltanlagen verwendet. Diese werden frostsicher ca. 0,80 m tief (je 
nach Standort und Stationstyp) gegründet. Nach Aushub des Oberbodens und der Verdich-
tung des Untergrundes wird das Fundament ggf. durch eine Schotterlage, ggf. ein Geotextil 
und ein Planum (Sand/Split) aufgebaut, auf die dann das Fertigstationshaus mittels Kran auf-
gesetzt wird.  

In der Praxis werden Transformatoren möglichst zentral in einer PV-Freiflächenanlage aufge-
stellt, um Leitungsverluste zu minimieren. 

Aus Sicht des Grundwasserschutzes sind Trockentransformatoren oder esterbefüllte Öltrans-
formatoren mit entsprechenden Auffangwannen zu bevorzugen. Die Gründung der Fertigsta-
tionshäuser verletzt die natürlichen Deckschichten-verhältnisse, dadurch ergibt sich neben der 
Gefahr eines direkten Eintrags von Stoffen in das Grundwasser während der Bauphase oder 
im Brandfall auch die Gefahr eines dauerhaft verminderten Rückhaltevermögens durch ver-
letzte Deckschichten.         

Bezug zur AwSV: 

§ 35 AwSV Besondere Anforderungen an Erdwärmesonden und -kollektoren, Solarkollektoren 
und Kälteanlagen           

 
Naturschutz 
 
Zum oben genannten Vorhaben kann erst eine endgültige Stellungnahme abgegeben werden, 
wenn der Umweltbericht sowie das Artenschutzgutachten vorliegen. 
 
Bei Vorlage sind die Unterlagen an die untere Naturschutzbehörde zu übersenden. 
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Bodendenkmalpflege 
 
Aus denkmalrechtlicher Sicht bestehen gegen die 34. Änderung des Flächennutzungsplanes 
und den Bebauungsplan Nr. 46 keine Bedenken. 
 
 
Ich weise aber daraufhin, dass die untere Denkmalschutzbehörde in dem weiteren Verfah-
rensverlauf (Baugenehmigungsverfahren) einzubinden ist (gemäß § 10 Abs. 4 in Verbindung 
mit § 13 Abs. 1 NDSchG). 
 
Eine Anzeigepflicht der Erdarbeiten (Kabelgräben, interne Erschließungswege, Trafostatio-
nen) wird erforderlich (§ 13 Abs. 2 NDSchG). 
 
 

Abfall und Bodenschutz 
 
Für das Schutzgut Boden sind erforderliche Schutzvorkehrungen zu treffen - insbesondere 
gegen Bodenverdichtung. Bei der Montage der Module sind zu benutzende Fahrstreifen durch 
Markierungen vorzugeben. Außerdem müssen ggf. vorhandene Fahrwege und außerhalb be-
reits vorhandene Plätze als Baustellen-Stellflächen genutzt werden –wie bereits im Vorentwurf 
der Begründung erwähnt (§ 1, § 7 BBodSchG [Bundes-Bodenschutzgesetz] i.V.m. DIN 18915). 

 
Die Verwendung von Rammpfählen unter Verzicht auf Fundamente bei der Modul-installation 
sowie das Anlegen von wasserdurchlässigen Betriebsflächen wird aus Sicht des Bodenschut-
zes begrüßt.  

 
Nach dem Nutzungsende der Anlage sind alle Anlagenbestandteile, insbesondere in den Bo-
den eingebrachte Baustoffe und Kabeltechnik, zurück zu bauen – wie bereits im Vorentwurf 
der Begründung erwähnt (§ 35 Abs. 5 Satz 2 BauGB [Baugesetzbuch]).  
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 

 
Spethmann-Nikulla 
 
 
 



per e-mail

Bauleitplanung der Stadt Moringen: Bebauungsplan Nr. 46 „Solarpark Weper-Nord“ und 
die damit zusammenhängende 34. Änderung des Flächennutzungsplanes: 1. Aufstel-
lungsbeschluss gemäß § 2 BauGB, 2. Unterrichtung über die frühzeitige Öffentlichkeits-
beteiligung gem. § 3 (1) BauGB, 3. Frühzeitige Beteiligung und Unterrichtung der Behör-
den und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB, 4. Abstimmung mit 
den benachbarten Gemeinden gemäß § 2 (2) BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

in Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir zum o.g. Vorhaben folgende
Hinweise:

Boden
Die Grundlage zur fachlichen Beurteilung des Schutzgutes Boden liefert  in Deutschland das
Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG). Bei Bau, Betrieb und Rückbau von Photovoltaik-Frei-
flächenanlagen (PV-FFA) sind Beeinträchtigungen der im BBodSchG definierten Bodenfunktio-
nen zu vermeiden oder zu mindern. Dies entspricht der Vorsorgepflicht des BBodSchG (§7).
Schädliche Bodenveränderungen sind abzuwehren (BBodSchG §4). Demzufolge geben wir im
Folgenden Empfehlungen zum Bodenschutz bei der Planung (z.B. für Potenzialstudien, Regio-
nale Energiekonzepte, Bauleitplanung) und bei Bau- bzw. Rückbaumaßnahmen von PV-FFA.
Zudem geben wir fachliche Hinweise zur weiteren Prüfung im Verfahren.

Allgemein weisen wir auf den LABO-Leitfaden zum Bodenschutz bei Standortauswahl, Bau, Be-
trieb und Rückbau von Freiflächenanlagen für Photovoltaik und Solarthermie hin, in dem fachli-
che Hinweise gebündelt sind.

Bodenschutz in der Planung von PV-FFA

Für die Installation von Photovoltaikanlagen sollen vorrangig bereits versiegelte Flächen sowie
Flächen auf oder an Gebäude oder sonstigen baulichen Anlagen in Anspruch genommen wer-
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den (vgl. LROP 4.2.1, 03). Wir empfehlen folglich, dieses Potenzial vor der Installation von PV-
FFA auszuschöpfen.

Zur fachgerechten Berücksichtigung in der Planung sollte das Schutzgut Boden in dem zu erar-
beitenden Umweltbericht entsprechend der Anlage 1 Baugesetzbuch (BauGB) ausführlich be-
schrieben und eine Bodenfunktionsbewertung entsprechend der im Bundes-Bodenschutzgesetz
(vgl. § 2 BBodSchG) genannten Funktionen vorgenommen werden. Zur Unterstützung bei der
Bewertung der Bodenfunktionen und der Empfindlichkeiten von Böden stellt das LBEG über den
NIBIS® Kartenserver bodenkundliche Netzdiagramme bereit, die in der Planung verwendet wer-
den können. Eine Beschreibung der Diagramme und Hinweise zur Anwendung finden Sie in
Geofakten 40.

Im Plangebiet befinden sich laut den Daten des LBEG Suchräume für schutzwürdige Böden ent-
sprechend GeoBerichte 8 (Stand: 2019). Im Plangebiet handelt es sich um folgende Kategorien:

Kategorie

Seltene Böden (expertenbasiert)

extrem trockene Böden

Die Karten können auf dem NIBIS® Kartenserver eingesehen werden. Gemäß dem Nds. Lan-
desraumordnungsprogramm (LROP 3.1.1, 04) sind Böden, welche die natürlichen Bodenfunktio-
nen und die Archivfunktion in besonderem Maße erfüllen, vor Maßnahmen der Siedlungs- und
Infrastrukturentwicklung besonders zu schützen.

Den Rückbau der Anlagen und die Folgenutzung der Flächen empfehlen wir bereits in der Pla-
nung frühzeitig in den Blick zu nehmen. Sofern die Flächen zuvor als Flächen für die Landwirt-
schaft genutzt wurden, sollte nach Ablauf der Nutzung als PV-FFA eine Rückführung in diese
Nutzung erfolgen. Dies dient aus bodenschutzfachlicher Sich insbesondere der Vermeidung ei-
ner dauerhaften Flächeninanspruchnahme für Siedlungs- und Verkehrsflächen. Das BauGB bie-
tet hierzu die Möglichkeit über §9 Abs. 2. Demnach kann im Bebauungsplan festgesetzt werden,
dass die baulichen und sonstigen Nutzungen und Anlagen nur für einen bestimmten Zeitraum
oder bis zu dem Eintritt bestimmter Umstände zulässig sind und anschließend in eine vorgege-
bene Folgenutzung überführt werden.

Wir empfehlen eine möglichst versiegelungsarme Gestaltung der Anlagen. Auf befestigte Zuwe-
gungen sollte folglich so weit  wie möglich verzichtet werden. Die Gründung der Anlagen mit
Pfählen oder Ankern ist aus bodenschutzfachlicher Sicht einer Gründung mit Betonfundamenten
vorzuziehen. Es wird begrüßt, dass dies in der Begründung (Kap. 6.4) bereits vorgesehen ist.

Bodenschutz beim Bauen

In der Planung sollten zudem frühzeitig Grundsätze zum Bodenschutz beim Bauen verankert
werden. Diese sind gemäß DIN 19639 u.a. dann von besonderer Bedeutung, wenn die Böden
nach der Maßnahme weiterhin die natürlichen Bodenfunktionen erfüllen sollen, wie es bei der
Etablierung von PV-FFA der Fall ist. Beim Bau von PV-FFA bestehen unterschiedliche Wirkfak-
toren, die negative Beeinträchtigungen des Bodens auslösen können. In der Bauphase sind dies
insbesondere Baustraßen, Lager- und Abstellflächen, Befahrung durch Maschinen, Bodenaus-
hub und -umlagerung. Auch anlagebedingt sind Böden betroffen, insbesondere durch Versiege-
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lung, die Verlegung von Kabelverbindungen im Boden oder durch die Überdeckung durch die
Module.

Aus bodenschutzfachlicher Sicht geben wir nachfolgend einige Hinweise zur Vermeidung und
Minimierung von Bodenbeeinträchtigungen. Im Rahmen der Bautätigkeiten sind insbesondere
folgende DIN-Normen zu berücksichtigen: DIN 19639 Bodenschutz bei Planung und Durchfüh-
rung von Bauvorhaben, DIN 18915 Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Bodenarbeiten, DIN
19731 Verwertung von Bodenmaterial.

Um dauerhaft negative Auswirkungen zu vermeiden, sollten die Böden im Bereich der Bewe-
gungs-, Arbeits- und Lagerflächen durch geeignete Maßnahmen (z.B. Überfahrungsverbotszo-
nen, Baggermatten) geschützt werden. Boden sollte im Allgemeinen schichtgetreu ab- und auf-
getragen werden.  Die Lagerung von Boden in Bodenmieten sollte  ortsnah,  schichtgetreu,  in
möglichst kurzer Dauer und entsprechend vor Witterung geschützt vorgenommen werden (ge-
mäß DIN 19639). Außerdem sollte das Vermischen von Böden verschiedener Herkunft oder mit
unterschiedlichen  Eigenschaften  vermieden  werden.  Auf  verdichtungsempfindlichen  Flächen
sollten Stahlplatten oder Baggermatten zum Schutz vor mechanischen Belastungen ausgelegt
werden. Besonders bei diesen Böden sollte auf die Witterung und den Feuchtegehalt im Boden
geachtet werden, um Strukturschäden zu vermeiden. Bodenerosion durch ablaufendes Nieder-
schlagswasser von den Modulflächen ist zu vermeiden. Besonderer Handlungsbedarf besteht
diesbzgl. bei Flächen in Hanglage. Wir weisen darauf hin, dass eine geschlossene Vegetations-
decke (Einsaat) die Gefahr von Bodenerosion verhindern kann.

Insbesondere bei größeren Vorhaben empfehlen wir die Hinzuziehung einer Bodenkundlichen
Baubegleitung und die Erstellung eines Bodenschutzkonzeptes. Ziel der bodenkundlichen Bau-
begleitung ist es, die Belange des vorsorgenden Bodenschutzes im Rahmen von Baumaßnah-
men zu erfassen, zu bewerten und negative Auswirkungen auf das Schutzgut Boden durch ge-
eignete Maßnahmen zu vermeiden. Als fachliche Grundlage sollte DIN 19639 „Bodenschutz bei
Planung und Durchführung von Bauvorhaben“ dienen. Der Geobericht 28  Bodenschutz beim
Bauen des LBEG dient als Leitfaden zu diesem Thema in Niedersachsen. Weitere Hinweise zur
Vermeidung und Minderung von Bodenbeeinträchtigungen sowie zur Wiederherstellung von Bo-
denfunktionen sind zudem in Geofakt 31 Erhalt und Wiederherstellung von Bodenfunktionen in
der Planungspraxis zu finden.

Baugrund
Im Untergrund des Standorts sind bereits geländeoberflächennah anstehende lösliche Sulfatge-
steine aus dem Mittleren Muschelkalk zu erwarten, in denen mitunter Auslaugung stattfindet und
Verkarstung auftreten kann. Infolge der Lösungsprozesse (Subrosion) können sich im Unter-
grund Hohlräume bilden. Wird die Grenztragfähigkeit des über einem Hohlraum liegenden Ge-
birges überschritten, kann dieser Hohlraum verstürzen und bis zur Erdoberfläche durchbrechen
(Erdfall). Im Planungsbereich und im näheren Umfeld sind bisher keine Erdfälle bekannt. Formal
ist dem Standort die Erdfallgefährdungskategorie 3 zuzuordnen (gem. Erlass des Niedersächsi-
schen  Sozialministers  "Baumaßnahmen  in  erdfallgefährdeten  Gebieten"  vom 23.2.1987,  Az.
305.4 - 24 110/2 -). Die vom LBEG hinsichtlich der Erdfallgefährdung standardisiert empfohle-
nen konstruktiven Sicherungsmaßnahmen beziehen sich auf Wohngebäude und sind für die Pla-
nung von Photovoltaikanlagen nur eingeschränkt anwendbar. Wir empfehlen die Gründungen
geplanter Photovoltaikanlagen so zu bemessen, dass mögliche Erdfälle durch die Gründungs-
konstruktionen schadlos aufgenommen werden können bzw. die Gebrauchstauglichkeit der An-
lagen dauerhaft  sichergestellt  ist.  Weiterführende Informationen dazu unter  www.lbeg.nieder-
sachsen.de > Geologie > Geogefahren > Subrosion > Hinweise zum Umgang mit Subrosionsge-
fahren.
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https://www.lbeg.niedersachsen.de/download/160235/Hinweise_zum_Umgang_mit_Subrosionsgefahren.pdf
https://www.lbeg.niedersachsen.de/download/160235/Hinweise_zum_Umgang_mit_Subrosionsgefahren.pdf
https://www.lbeg.niedersachsen.de/download/160235/Hinweise_zum_Umgang_mit_Subrosionsgefahren.pdf
https://nibis.lbeg.de/doi/DOI.aspx?doi=10.48476/geofakt_31_2_2021
https://nibis.lbeg.de/doi/DOI.aspx?doi=10.48476/geofakt_31_2_2021
https://nibis.lbeg.de/doi/DOI.aspx?doi=10.48476/geober_28_2019
https://nibis.lbeg.de/doi/DOI.aspx?doi=10.48476/geober_28_2019


Im Zuge der Planung von Baumaßnahmen verweisen wir für Hinweise und Informationen zu den
Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS Kartenserver: Thema Ingenieurgeologie . Die
Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine geotechnische Erkun-
dung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotechnische
Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung des geotechnischen Berichts soll-
ten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen
Fassungen erfolgen.

Hinweise

Sofern  Hinweise  zu  Salzabbaugerechtigkeiten  und  Erdölaltverträgen  für  Sie  relevant  sind,
beachten Sie bitte unser  Schreiben vom 04.03.2024 (unser Zeichen:  LID.4-L67214-07-2024-
0001).

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren Hinweise oder
Anregungen.

Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel,  mögliche Konflikte gegenüber den raumplaneri-
schen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu können. Die Stellungnah-
me wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die verfügbare Datengrundlage ist
weder als parzellenscharf zu interpretieren noch erhebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. Die
Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften und Normen erforderliche
Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen oder objektbezogene Untersuchungen.

Mit freundlichen Grüßen
i.A.

Sacha Weege

Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig
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https://www.lbeg.niedersachsen.de/download/207638/TOeB-Anfragen_zu_Salzabbaugerechtig-_keiten_und_Erdoelaltvertraegen_im_Rahmen_von_Flurbereinigungs-_verfahren.pdf
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?permalink=1XLOROaN


 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

Sie haben uns im Verfahren BP Nr. 46 "Solarpark Weper-Nord" und 34. Änd. des FNP – 545 als Träger 

Öffentlicher Belange beteiligt. 

Die Betriebsstelle Süd des NLWKN ist als Träger Öffentlicher Belange nicht betroffen. 

Bei der Prüfung der Flächen ist uns folgendes aufgefallen und wir möchten Sie darauf hinweisen: 

Im Freiflächenfotovoltaik-Planungsbereich gibt es im Norden eine kleinteilige Überschneidung mit 

einem „landesweit für Brutvögel wertvoll kartierten Bereich, landesinterne Kartiernummer: 
4225.3/1“.  Hierbei handelt es sich um ein Brut- und Nahrungshabitat des Rotmilans. Nähere Infor-
mationen können bei der Staatlichen Vogelschutzwarte in Hannover bezogen werden, Ansprechpart-

nerin ist Frau Katja Behm, Telefon: 0511/3034-3013. 

Ich rege an, diesen konkreten Naturschutzaspekt mit in die weiteren Überlegungen einzubeziehen 

und im Verlauf der Planung sicherzustellen, dass es hier nicht zu Beeinträchtigungen kommt. Rotmi-

lane können zwischen und vor allem unter den Modulen nicht jagen, sie benötigen nach oben offene 

und einsehbare Jagdareale. In der Konsequenz würde ihnen durch die Umnutzung ein Teil ihrer Nah-

rungshabitatfläche entzogen. 

 
Mit freundlichen Grüßen  
 
Emanuel Heinz 
Oberirdische Gewässer  

 

Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz 
Betriebsstelle Süd  
Alva-Myrdal-Weg 2 
37085 Göttingen 
 
Telefon: (+49) 551 5070-487 
Emanuel.Heinz@nlwkn.niedersachsen.de 
www.nlwkn.niedersachsen.de 
 
Der Schutz Ihrer personenbezogenen Daten ist uns wichtig. Ausführliche Informationen über Ihre 
Rechte im Rahmen der EU-DSGVO und die Verarbeitung Ihrer Daten durch den NLWKN finden Sie hier. 
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